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Mehr denn je werden heute Kamera-
systeme, insbesondere aber Video-
überwachungssysteme in den Unter-
nehmen offen oder verdeckt verbaut. 
Einfach bedienbare Kameratechni-
ken, vergleichsweise günstige und 
leicht beziehbare Hard- und Soft-
ware, große Speicherkapazitäten ver-
bunden mit der Möglichkeit, die Auf-
zeichnungen anschließend sichtbar 
zu machen und auszuwerten, beför-
dern diesen Trend. Dabei sind die 
von den Unternehmern angedachten 
Einsatzgebiete durchaus verschieden 
– nicht immer steht dabei die viel dis-
kutierte Mitarbeiterüberwachung als 
Leistungs- und Aktivitätskontrolle 
im Vordergrund. Vielmehr sollen 
Geschäftsräume überwacht werden, 
um die Aufklärung von Straftatbe-
ständen wie Diebstahl, Unterschla-
gung und Betrug zu erleichtern oder 
um an besonders sicherheitssensi-
blen Arbeitsplätzen (bspw. Bankfilia-
len) Unternehmensgegenstände, Mit-
arbeiter und Kunden zu schützen.  

Außerdem kann in der Arbeitswelt 4.0 
eine kamerabasierte Begleitung von 
Arbeits- und Maschinenabläufen die 
Mitarbeiter bei der Erbringung ihrer 
Arbeitsleistung visuell unterstützen 
und dabei obendrein Sach- und/oder 
Personenschäden vorbeugen. Unab-
hängig von der zugrundeliegenden 
Motivation und unabhängig davon, 
ob die Systeme verdeckt oder offen 
eingerichtet werden, sind Kamera-
systeme gerade weil sie auch Men-
schen im Arbeitsumfeld aufzeich-
nen immer wieder Gegenstand auch 
juristischer Diskussionen, die sich 
mit dem Inkrafttreten der DSGVO 
und dem damit verbundenen gestei-
gerten Schutz der Privatsphäre noch 
weiter intensiviert haben. Bei Unter-
nehmen führt dies mitunter zu Ver-
unsicherung, weshalb nachfolgend 
ein kurzer Überblick zum rechtmäßi-
gen Einsatz von Videoüberwachungs-
systemen in Unternehmen gewährt 
werden soll.

Videoüberwachungssysteme im Unterneh-
men

Videoüberwachung ist begrifflich 
zunächst einmal die Beobachtung 
mittels optisch-elektronischer Ein-
richtungen1. Sofern das Videoüber-
wachungssystem in erster Linie dazu 
bestimmt ist, Arbeitnehmerverhal-
ten und -leistung am Arbeitsplatz zu 
erfassen, wird nach der Definition 
des BAG2 von Arbeitnehmer- bzw. 

Mitarbeiterüberwachungssystemen 
gesprochen. 
Es gibt verschiedene Formen von 
Videoüberwachungssystemen, 
wobei festzuhalten ist, dass mit der 
Zunahme von Funktionalitäten auch 
deren Eingriffsintensität in die Per-
sönlichkeitsrechte der Betroffenen 



Nachgelesen »(Video-) Kameraeinsatz im Unternehmen« | 3

(Arbeitnehmer, Dritte) steigt: 
 •  Systeme mit einer reinen Moni-

toring-Funktion (Fernbeobach-
tung) arbeiten wie ein „verlänger-
tes Auge“. Das erfasste Bild wird 
an einen Dritten (z. B. einen Wach-
mann) in Echtzeit übertragen und 
eine weitere Verarbeitung, wie 
etwa das Abspeichern der Bildse-
quenzen findet i. d. R. nicht immer 
statt. Die Interessen der Mitar-
beiter oder Kunden sind insofern 
betroffen, als diese beobachtet 
werden, was gegebenenfalls mit 
Zoomfunktion oder auch heimlich 
geschehen kann.

 •  Analoge oder digitale Videotech-
niken ohne vorgenannte Ein-
schränkung zielen dagegen gera-
dewegs auf das Verarbeiten der 
Bilddaten ab und eröffnen neben 
dem Abspeichern zumeist zahl-
reiche weitere Bearbeitungsopti-
onen, die bei der digitalen Video-
technik auch das Versenden des 
Materials an Dritte einschließen 
können. Während also eine Fern-
beobachtung automatisch endet, 

wenn der Betroffene den von der 
Kamera erfassten Bereich ver-
lässt oder der Beobachtende das 
Kamerasystem ausschaltet, soll 
das Aufnahmematerial bei diesen 
Systemen ausdrücklich konser-
viert, jederzeit erneut wiedergege-
ben und das Ergebnis ggf. auch an 
Dritte weitergegeben werden.

 •  Moderne Thinking Cameras besit-
zen noch weitergehende Funkti-
onen; sie agieren bereits teilau-
tonom. Neben der Zoom- oder 
Zeitlupenfunktion können sie 
schwenken und den zu beobach-
tenden Objekten nachfolgen und 
damit eine lückenlose Überwa-
chung im Raum gewährleisten. 
Ferner sind sie in der Lage, fort-
laufend Bild- und Datenabgleiche 
zu Referenzdaten vorzunehmen 
und vorprogrammierte Maßnah-
men einzuleiten (z. B. Zugangs-
sperren zu aktivieren). Insofern 
ist die Eingriffsintensität hier am 
stärksten, weil sich Mitarbeiter 
und Dritte den Systemen nicht 
entziehen können.

Einschlägige Rechtsvorschriften zur Regle-
mentierung der Videoüberwachung

Ein Gesetz, das die Videoüberwa-
chung im Unternehmen regelt, gibt 
es nicht. Allerdings bestehen diverse 
Rechtsvorschriften, die beim Ein-
satz von Videoüberwachungssyste-

men im unternehmerischen Alltag zu 
berücksichtigen sind. Neben Bestim-
mungen, die das Recht am eigenen 
Bild (§§ 22ff. KunstUrhG) oder die 
Vertraulichkeit des höchstpersönli-
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chen Lebensbereichs schützen (§§ 
200, 201 a StGB) werden im unter-
nehmerischen Umfeld insbesondere 
die Regelungen des Datenschutz-

rechts (DSGVO, BDSG), des kollekti-
ven Arbeitsrechts (§ 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG) und ggf. des Telekommuni-
kationsrechts (§ 98 TKG) relevant.

Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und Bun-
desdatenschutzgesetz (BDSG)

Unabhängig von der Ausgestaltung 
einer Videoüberwachung bedeutet 
sie immer einen besonders intensi-
ven Eingriff in das Persönlichkeits-
recht des Betroffenen, da nicht nur 
einzelne Aspekte seines Verhaltens, 
sondern sein Gesamtverhalten wie 
Gestik und Mimik, bewusste oder 
unbewusste Gebärden, der Gesichts-
ausdruck bei der Arbeit oder bei der 
Kommunikation mit Vorgesetzten 
und Kollegen beobachtet und zum 
Teil reproduzierbar und analysier-
bar gemacht wird.3 Insofern muss 
sich deren Zulässigkeit auch am all-
gemeinen Persönlichkeitsrecht des 
Arbeitnehmers messen lassen, wel-
ches verfassungsrechtlich in Art. 2 
Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG garan-
tiert ist. Obschon der Grundrechts-
schutz in erster Linie als Abwehr-
recht des Bürgers gegen den Staat 
gilt, sind die Grundrechte mittel-
bar auch im Arbeitsverhältnis zu 
beachten und gewähren auch dort 
jedermann das Recht, selbst darü-
ber zu entscheiden, welche Infor-
mationen von ihm erhoben, ver-
arbeitet und gespeichert werden. 

In diesem Zusammenhang spie-
len die im Jahr 2018 in Kraft getre-
tenen Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO), die innerhalb 
Europas unmittelbar und zwingend 
anzuwenden ist, sowie das Bun-
desdatenschutzgesetz (BDSG) mit 
seinen Regelungen zum Beschäf-
tigtendatenschutz eine erhebliche 
Rolle. Ihnen liegt das datenschutz-
rechtliche Grundprinzip zugrunde, 
dass die Erhebung personenbezoge-
ner Daten verboten ist, sofern nicht 
ein Erlaubnistatbestand den schwer-
wiegenden Eingriff in die Persönlich-
keitsrechte des Arbeitnehmers recht-
fertigt.

Personenbezogene Daten sind dabei 
alle Informationen, die sich auf eine 
identifizierte oder identifizierbare 
natürliche Person beziehen (Art. 4 
Nr. 1 DSGVO). Das von einer Kamera 
aufgezeichnete Bild einer Person, 
des Körpers oder eines charakte-
ristischen Körperteils, wie etwa das 
Gesicht, fällt jedenfalls unter den 
Begriff „personenbezogene Daten“, 
weil es die Identifikation der betrof-
fenen Person ermöglicht. Insofern 
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werden mittels Videoüberwachungs-
systemen – gleich ob dies das pri-
märe Ziel des Kameraeinsatzes ist 
oder nur bei Gelegenheit geschieht – 
personenbezogene Daten der Arbeit-
nehmer erhoben und zugleich verar-
beitet i. S. des Art. 4 Nr. 2 DSGVO. Das 
ist zunächst einmal verboten.

Die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten kann allerdings nach der 
DSGVO gerechtfertigt sein, wenn der 
Eingriff in das Persönlichkeitsrecht 
erlaubt ist, weil 

 •  ein Gesetz oder eine andere 
Rechtsvorschrift dies ausdrücklich 
anordnet (im Unternehmensalltag 
nicht von Relevanz),

 •  der Betroffene in den Eingriff aus-
drücklich und informiert eingewil-
ligt (Art. 6 Abs. 1 lit. a), 7 DSGVO),

 •  die Verarbeitung in Erfüllung einer 
rechtlichen Verpflichtung erfolgt 
(Art. 6 Abs. 1 lit. c) DSGVO, Art. 88 
Abs. 1 DSGVO),

 •  deren Verarbeitung zur Wahrung 
berechtigter Interessen des Ver-
antwortlichen oder eines Dritten 
erforderlich ist und das Persön-
lichkeitsinteresse des Betroffe-
nen überwiegen (Art. 6 Abs. 1 lit. f) 
DGVO).

Sofern besondere Kategorien von 
Daten erhoben werden (z. B. biome-
trische Daten) ist ferner Art. 9 Abs. 1 
DSGVO zu berücksichtigen, der den 
rechtfertigenden Rückgriff auf Art. 6 

Abs. 1 lit. f) DSGVO („berechtigte Inte-
ressen“) ausschließt.

Neben der DSGVO hält auch das 
BDSG rechtfertigende Regelungen 
in Bezug auf die Videoüberwachung 
bereit, namentlich § 4 BDSG und § 
26 BDSG. Solche die DSGVO ergän-
zenden Regelungen sind auf nationa-
ler Ebene möglich, sofern die DSGVO 
den Mitgliedstaaten die Regelungs-
kompetenz einräumt, wie etwa in Art. 
88 DSGVO für den Beschäftigtenkon-
text.

§ 4 BDSG regelt die Videoüberwa-
chung in öffentlich zugänglichen 
Räumen.4 Öffentlich zugänglich sind 
dabei diejenigen Räume, die dazu 
bestimmt sind, dass sich Menschen 
darin aufhalten können, weil die 
Bereiche entweder dem öffentlichen 
Verkehr gewidmet sind oder nach 
dem erkennbaren Willen des Berech-
tigten von jedermann genutzt oder 
betreten werden können. Hierzu zäh-
len etwa Bahnsteige, Parkplätze, Aus-
stellungsräume, aber auch Fabrik-
gelände ohne Zugangskontrollen, 
Verkaufsräume, Eingangsbereiche 
von Bürogebäuden und Schalterhal-
len.

Die Beobachtung des öffentlich 
zugänglichen Raums ist eigentlich 
staatlichen Stellen im Rahmen ihrer 
Aufgabenerfüllung vorbehalten (§ 
4 Abs. 1 Nr. 1 BDSG). In Ausnahme-
fällen kann die Videoüberwachung 
eines öffentlichen Raums auch von 
privater Seite erfolgen, insbesondere 
zur Wahrnehmung des Hausrechts 
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(Nr. 2) oder anderer berechtigter Inte-
ressen für konkret festgelegte Zwe-
cke (Nr. 3). Die private Beobachtung 
öffentlicher Räume muss dabei erfor-
derlich und verhältnismäßig sein, d. 
h. sie muss den beabsichtigten Zweck 
– z. B. Sicherung von Gesundheit und 
Leben der Mitarbeiter und Kunden 
in Kassenbereichen – erreichen oder 
zumindest fördern können und es 
dürfen keine milderen Mittel zur Erfül-
lung dieses Zwecks zur Verfügung 
stehen. Ferner muss eine ausführli-
che Interessenabwägung zwischen 
dem Eingriff in das Persönlichkeits-
recht der Betroffenen einerseits und 
dem berechtigten Interesse des Ver-
antwortlichen an einer Überwachung 
andererseits stattfinden. Nur wenn 
die berechtigten Interessen des Ver-
antwortlichen die Nachteile, die mit 
der Videoüberwachung verbunden 
sind, überwiegen, ist der Eingriff in 
das Persönlichkeitsrecht der Betrof-
fenen gerechtfertigt. Abzuwägen ist 
das berechtigte Interesse des Betrei-
bers an der Verwirklichung des von 
ihm festgelegten Zwecks der Video-
überwachung mit möglichen gegen-
läufigen Interessen der betroffenen 
Personen. Dabei darf eine Überwa-
chung bereits dann nicht mehr erfol-
gen, wenn Anhaltspunkte für ein 
Überwiegen der privaten Interessen 
nicht sicher ausgeräumt werden kön-
nen.5  Von der Rechtsprechung zum 
Schutz vor Straftaten ggü. Mitarbei-
tern und Kunden für zulässig erach-
tet wurde z. B. die Überwachung von 
Schalter- und Kassenbereichen, Ein-
gangsbereichen, Treppenhäusern 
oder Tiefgaragen.

Neben dem § 4 BDSG ist außerdem 
der § 26 BDSG, Art. 88 Abs. 1 DSGVO 
zu beachten, der die Datenverar-
beitung zum Zwecke des Beschäf-
tigungsverhältnisses und damit 
zumeist in nicht öffentlich zugängli-
chen Räumen bzw. betriebsöffent-
lichen Bereichen regelt und wei-
ter ausgestaltet. Dabei knüpft der § 
26 BDSG die Zulässigkeit der Video-
überwachung an die aus der DSGVO 
bekannten Erlaubnistatbestände: die 
Einwilligung (Abs. 2), die Kollektivver-
einbarung (Abs. 1) sowie anderwei-
tige gesetzliche Regelungen (Abs. 3). 
Außerdem muss auch im Rahmen 
des § 26 BDSG die Videoüberwa-
chung zur Erreichung des angestreb-
ten Zwecks erforderlich sein und eine 
gründliche Abwägung der schützens-
werten Interessen der Arbeitnehmer 
(Persönlichkeitsrecht) mit denen des 
Arbeitgebers (Recht am eingerichte-
ten und ausgeübten Gewerbebetrieb 
Art. 14 GG) stattgefunden haben 
(Abs. 4), die zudem von speziellen 
arbeitsrechtlichen Vorschriften (z. B. 
dem Vorliegen von Betriebsvereinba-
rungen) und Gerichtsurteilen beein-
flusst werden.

Ist eine Datenverarbeitung nach der 
DSGVO und/oder dem BDSG erlaubt, 
sind obendrein vom Verantwortli-
chen bzw. dem Arbeitgeber die all-
gemeinen Grundsätze zur Datenver-
arbeitung zu beachten, die weitere 
unternehmerische Pflichten begrün-
den, wie insbesondere 

 •  die Transparenzpflicht gemäß Art. 
5 Abs. 1 lit. a) DSGVO, § 4 Abs. 2 
BDSG, die besagt, dass die betrof-



Nachgelesen »(Video-) Kameraeinsatz im Unternehmen« | 7

fene Person die Datenverarbei-
tung nachvollziehen können 
muss.  

 •  die Informations- und Mittei-
lungspflichten nach Art. 13 und 
14 DSGVO, §§ 4 Abs. 4, 32 BDSG, 
welche erfordern, dass der Betrof-
fene über den Einsatz der Sys-
teme verständlich und umfassend 
zu informieren ist.

 •  die Löschungspflicht nach Art. 
17 DSGVO, § 4 Abs. 5 BDSG, die 
bedeutet, dass der Verantwortli-
che nach Erreichung des Zwecks 
die Daten zu löschen hat.

 •  die organisationsrechtliche Ver-
pflichtung zur vorherigen Daten-
schutzfolgeabschätzung nach Art. 
35 DSGVO sowie dem Führen von 
Verarbeitungsverzeichnissen nach 
Art. 30 DSGVO.

Zusammenfassend folgt aus den 
Grundsätzen, dass die Überwachung 
kenntlich zu machen ist, die erhobe-
nen Daten nur zu dem Zweck, zu dem 
sie erhoben wurden genutzt werden 
dürfen und danach in jedem Fall  zu 
löschen sind.

Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)

Im kollektiven Arbeitsrecht befindet 
sich die Norm des § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG, welcher dem Betriebsrat 
bei „Einführung und Anwendung von 
technischen Einrichtungen, die dazu 
bestimmt sind, das Verhalten oder die 
Leistung der Arbeitnehmer zu überwa-
chen“ ein Mitbestimmungsrecht ein-
räumt. Da Videoüberwachungssys-
teme am Arbeitsplatz regelmäßig 
eine solche verhaltens- und leistungs-
überwachende Funktion erfüllen kön-
nen, ist die Beteiligung des Betriebs-
rates bei deren Implementierung 
Wirksamkeitsvoraussetzung.6  

Führt der Arbeitgeber ohne die Betei-
ligung des Betriebsrats eine Video-
überwachung am Arbeitsplatz ein, 
handelt es sich um eine rechtswid-
rige, da mitbestimmungswidrige 

Maßnahme. Der Betriebsrat kann mit 
einem Unterlassungs- und Beseiti-
gungsanspruch dagegen vorgehen, 
d. h. er kann die De-Installation ver-
langen.

Sind bereits arbeitnehmerbezogene 
Daten erhoben und verarbeitet wor-
den (z. B. Videos wurden betrachtet, 
Bilddaten abgespeichert) steht auch 
den betroffenen Arbeitnehmern ein 
Beseitigungs- und Unterlassungsan-
spruch, ggf. sogar Schmerzensgeld 
wegen Verletzung der arbeitsvertrag-
lichen Treue- und Rücksichtnahme-
pflicht aufgrund des Eingriffs in das 
Persönlichkeitsrecht zu.

Ob die zu Unrecht gewonnenen 
Informationen gegen den Arbeitneh-
mer verwertbar sind, wird dagegen 
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unterschiedlich beurteilt. Jedenfalls 
unterliegen mitbestimmungswidrig 
erlangte Informationen, die zudem in 
das Persönlichkeitsrecht des Arbeit-
nehmers eingreifen (was zumeist der 
Fall sein wird) einem Beweisverwer-

tungsverbot, d. h. selbst wenn ein 
deliktisches Verhalten eines Arbeit-
nehmers aufgezeichnet würde, wäre 
das Bildmaterial in einem Prozess 
nicht verwertbar.7

Telekommunikationsgesetz (TKG)

Das Telekommunikationsgesetz ist zu 
beachten, wenn z. B. mit dem Kame-
rasystem auch Standortdaten erho-
ben werden und die Daten in Nutzer 
öffentlichen Telekommunikations-
netzen oder öffentlich zugänglichen 
Telekommunikationsdienst verwen-
det werden (§ 98 TKG). Zwar betrifft 
das Telekommunikationsrecht in 
erster Linie das Verhältnis zwischen 
dem Arbeitgeber und dem Telekom-
munikationsdienstanbieter und nicht 
das Verhältnis zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, aber es bestehen 
Informationspflichten, deren Nicht-
einhalten auch die Zulässigkeit des 
Überwachungssystems insgesamt 
berührt.

Nach § 98 Abs. 1 S. 1 TKG dürfen Stand-
ortdaten in dem zur Bereitstellung 
von Diensten mit Zusatznutzen erfor-
derlichen Umfang und innerhalb des 
dafür erforderlichen Zeitraums ver-
arbeitet werden, wenn sie anonymi-
siert wurden oder wenn der Teilneh-
mer dem Anbieter des Dienstes seine 
Einwilligung erteilt hat. Teilnehmer 
im Sinne des TKG ist der Arbeitgeber, 
da dieser in der Vertragsbeziehung 
zum Telekommunikationsdienstan-
bieter steht. Es kommt somit ggf. auf 

dessen Einwilligung an. Einer Einwilli-
gung der jeweiligen Beschäftigten als 
Betroffene bedarf es nach dem TKG 
nicht.

Allerdings ist der Arbeitgeber gemäß 
§ 98 Abs. 1 S. 4 TKG verpflichtet, 
jeden Mitbenutzer, also ggf. auch den 
Beschäftigten, dessen Standort erho-
ben wird, über seine gegenüber dem 
Telekommunikationsdienstanbieter 
erklärte Einwilligung zu unterrichten. 
Die Verletzung dieser Verpflichtung 
stellt einen arbeitsrechtlichen Pflicht-
verstoß dar, der Unterlassungs- 
und Schadensersatzansprüche des 
Arbeitnehmers begründen kann.
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Was ist nun bei einem beabsichtigten Ein-
satz von Videokameras konkret zu beach-
ten?

Nachfolgend soll dargestellt werden, 
worauf Sie als Unternehmer beim 
Einsatz von Videokameras in Ihrem 
Unternehmen achten müssen, wobei 
grundsätzlich zwischen einer „offe-
nen“ und „verdeckten“ Videoüberwa-
chung zu differenzieren ist.

Eine Videoüberwachung ist „offen“, 
wenn die Kamera gut sichtbar ange-
bracht ist und auf deren Einsatz aus-
drücklich hingewiesen wurde. Sie ist 
„verdeckt“, wenn dies gerade nicht 
geschieht.

Offene Videoüberwachung

Sofern Sie eine offene (sichtbare) 
Videoüberwachung anstreben, kann 
diese über § 26 Abs. 1 BDSG, ggf. i. V. 
m. § 4 BDSG, legitimiert werden. Dies 
gilt allerdings nicht für sog. „Intimzo-
nen“ (z. B. Toiletten oder Umkleide-
räume), da in diesen Bereichen eine 
Videoüberwachung (selbst das Auf-
hängen von Kamera-Attrappen) in 
jedem Fall unzulässig ist.

Eine offene Videoüberwachung 
in nichtöffentlichen Bereichen, 
zu denen also nur die Mitarbeiter 
Zugang haben (z. B. Produktionsbe-
reich, Labore), könnte durch eine Ein-
willigung der Betroffenen gerechtfer-
tigt werden.8 Die Einwilligung muss 
förmlich, d. h. schriftlich oder elektro-

nisch erfolgen, autonom und freiwil-
lig abgegeben sein und sich auf einen 
bestimmten dem Betroffenen trans-
parenten Vorgang beziehen („Video-
aufnahmen für bzw. zu welchem 
Zweck ...“). Ferner müssen Aufklärun-
gen z. B. über die Widerrufsmöglich-
keit vorausgehen. Nur dann liegt eine 
sog. „informierte Einwilligung“ des 
Arbeitnehmers vor, auf deren Grund-
lage die Verarbeitung seiner Daten 
gemäß Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a) DSGVO, 
§ 26 Abs. 2 BDSG erfolgen kann.
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PraxistiPP 

Achten Sie daher darauf, dass Sie den Arbeitnehmer vor der Erklä-
rung umfassend über Zweck und Umfang der Anwendung informie-
ren, sich die Einwilligung schriftlich einholen[9] und Sie den Arbeit-
nehmer über seine bestehende Widerrufsmöglichkeiten aufklären.

Beachten Sie ferner, dass das Vorliegen einzelner Arbeitnehmer-Ein-
willigungen bei offenen Überwachungsmaßnahmen mitunter nicht 
ausreichend ist. Es besteht nämlich die Gefahr, dass ein Mitarbeiter 
in den überwachten Bereich eintritt, von dem Sie gerade keine Einwil-
ligung erhalten haben. Diesem gegenüber würden Sie dann – sofern 
sie dem Mitarbeiter gegenüber kein Zutrittsverbot ausgesprochen 
hatten10 – einen ggf. bußgeldbewährten DSGVO-Verstoß begehen.

Aufgrund dieser Problematik empfiehlt es sich, auch den Rechtferti-
gungsgrund des Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f) DSGVO mit im Blick zu haben, 
der die Verarbeitung der Daten zur Wahrung berechtigter Interes-
sen (auch ohne Einwilligung) ermöglicht. Sofern sich die Verarbeitung 
der Daten (z. B. Speicherung der relevanten Sequenzen) im Verhält-
nis zu den Arbeitnehmern nach § 26 I 1 BDSG, Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. 
f) DSGVO als gerechtfertigt darstellt, müssen grundsätzlich auch die 
mitunter miterfassten Dritten (z. B. Kunden) die weitere Verarbeitung 
und mögliche Nutzung dieses Videomaterials dulden.11 Welche Inte-
ressen die Persönlichkeitsinteressen der Arbeitnehmer (und die der 
Dritten) überwiegen kann, muss aber gut überlegt sein. Ferner steht 
dieser Rechtfertigungsgrund gerade nicht mehr zur Verfügung, wenn 
sensible Daten (genetische oder biometrische Daten) erfasst werden 
(Art. 9 DSGVO).

Neben der Einwilligung des Betrof-
fenen kommen zur Rechtfertigung 
auch Betriebs- oder Dienstverein-
barungen in Betracht, die sich aller-
dings in dem vorgegebenen Rahmen 
der DSGVO zu bewegen haben, d. h. 
die Überwachung muss auch wei-
ter berechtigten, schutzwürdigen 
Interessen dienen, erforderlich sein 
und verhältnismäßig. Für über die 

DSGVO/BDSG hinausgehende Befug-
nisse des Arbeitgebers besteht im 
Rahmen der kollektiven Regelungen 
kein Spielraum. Die Zuständigkeit der 
Betriebsparteien ergibt sich aus § 87 
Abs. 1 Nr. 6 BetrVG. 

Die offene Videoüberwachung ist 
jedenfalls – und zwar unabhängig 
von ihrer Rechtfertigung (Einwilligung 
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oder Betriebsvereinbarung) – hinrei-
chend kenntlich zu machen. In wel-
cher Weise dies geschehen muss, ist 
gesetzlich nicht festgeschrieben. Die 
Mindestanforderungen an den Inhalt 
des Hinweises ergeben sich jedoch 
indirekt aus den Informationspflich-
ten nach Art. 13 Abs. 1 u. 2 bzw. 
Art. 14 DSGVO. Daran angelehnt ist 
zuvörderst darauf hinzuweisen, dass 
eine Videoüberwachung stattfin-
det (etwa durch ein Kamerasymbol) 
und welcher Rechtfertigungsgrund 
die Überwachung stützt (Betriebs-

vereinbarung, berechtigtes Inter-
esse). Ferner ist die Identität des für 
die Videoüberwachung Verantwortli-
chen bekannt zu geben, ebenso Kon-
taktinformationen zum Datenschutz-
beauftragen bzw. ein Hinweis darauf, 
wo man weitergehende Informatio-
nen zur Videoüberwachung erhalten 
kann. Schließlich sind auch die Ver-
arbeitungszwecke bekannt zu geben, 
die Dauer der Speicherung sowie die 
Rechtsgrundlagen für die Verarbei-
tung.

PraxistiPP 

Sie sollten darauf achten, dass der Hinweis mit vorgenannten Infor-
mationen gut sichtbar und bei Betreten des Raumes erkennbar ist. 
Um der Pflicht zur Kenntlichmachung rechtssicher nachzukommen, 
bietet sich ein ausdrücklicher Hinweis auf die Überwachung im Unter-
nehmen (z. B. durch Anbringen eines Hinweisschildes) an, der wie 
nachfolgend ausgestaltet sein könnte (die offenen Stellen ausgefüllt 
wären dabei auszufüllen):12

Abbildung 1: Beispiel für ein vorgelagertes Hinweisschild nach Art 13 der DSGVO bei Videoüber-
wachung
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Im Allgemeinen ist eine offene Video-
überwachung natürlich weniger ein-
griffsintensiv als eine verdeckte, da 
der Arbeitnehmer sein Verhalten auf 
die für ihn sichtbare Situation einstel-
len und dem überwachten Bereich 
ausweichen kann. Auf dieses Auswei-
chenkönnen sollte aber schon bei der 
Installation einer Überwachungsan-
lage Wert gelegt werden, da das BAG 

in einem zuletzt ergangenen Urteil13 
den durch eine fortdauernde Auf-
nahme entstehenden Leistungs- und 
Überwachungsdruck aufseiten des 
Arbeitnehmers, der ihn obendrein in 
seinem selbstbestimmten Handeln 
hemmt, im Rahmen der Abwägungs-
entscheidung zu Lasten des Arbeitge-
bers wertete.

PraxistiPP 

Es ist daher zu empfehlen, dass bei einer offenen Videoüberwachung 
dem Arbeitnehmer auch die Möglichkeit eröffnet wird, sich aus der 
Überwachung zurückzuziehen und zumindest einen Teil der Arbeits-
zeit unbeobachtet bleiben zu können („überwachungsfreie Zonen“).

Verdeckte Videoüberwachung

Die verdeckte oder heimliche Video-
überwachung von Beschäftigten 
wurde bereits vor Inkrafttreten der 
DSGVO kritisch beurteilt, da aufgrund 
des heimlichen Agierens die Eingriffs-
intensität in das Allgemeine Persön-
lichkeitsrecht der Mitarbeiter beson-
ders hoch ist. Insofern wird eine 
solche Überwachung überhaupt nur 
in sehr eng begrenzten Ausnahmefäl-
len für zulässig erachtet (§ 26 Abs. 1 
S. 2 BDSG).

Ein solcher Ausnahmefall liegt vor, 
wenn der konkrete Anfangsverdacht 
einer schweren arbeitsvertraglichen 
Pflichtverletzung besteht. Der Ver-
dacht muss sich auf eine konkrete 
strafbare Handlung oder eine andere 

schwere Verfehlung knapp unterhalb 
der Straftaten-Schwelle erstrecken 
sowie auf einen zumindest räumlich 
und funktional abgrenzbaren Kreis 
von Arbeitnehmern begrenzt sein.14 
Allgemeine Mutmaßungen oder ein 
Verdacht „ins Blaue hinein“ reichen 
zur Rechtfertigung der verdeckten 
Videoüberwachung nicht aus.15 Die 
heimliche Überwachung muss für 
den Arbeitgeber obendrein das noch 
einzig verbleibende Mittel sein, um 
den Sachverhalt aufklären zu kön-
nen. Stehen mildere oder alternative 
Mittel zur Verfügung (z. B. Befragung 
von Kollegen; Beobachtung durch 
Aufsichtspersonal oder Detektive; 
eine offene Videoüberwachung zur 
Abschreckung), kann selbst die avi-
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sierte Vermeidung von Straftaten die 
heimliche Videoüberwachung nicht 
mehr rechtfertigen.

Problematisch sind bei einer berech-
tigten verdeckten Videoüberwachung 
die Regelungen der DSGVO, nament-
lich die dort normierten umfassen-
den Transparenz- und Informations-
pflichten (Art. 5 Abs. 1 lit a) und Art. 
13 DSGVO). Sie stehen einer heimli-
chen Überwachung eigentlich entge-
gen. Nach dem Wortlaut des Art. 13 

DSGVO müssen – wie zuvor beschrie-
ben – die betroffenen Mitarbeiter vor 
der Durchführung der Videoüberwa-
chung über die Umstände der Kon-
trollen aufgeklärt werden. Realis-
tisch betrachtet würde dann aber der 
Zweck der (berechtigten) Überwa-
chung leerlaufen. Deshalb ist in die-
sen Fallgestaltungen die Videoüber-
wachung von Arbeitnehmern auch 
ohne vorherige Information zuläs-
sig.16

PraxistiPP 

Beachten Sie, dass die verdeckte Videoüberwachung nur in ganz 
engen Grenzen gestattet ist und obendrein nur „ultima ratio“ in 
Betracht kommt. Sie wird daher in den allermeisten Sachverhaltskon-
stellationen nicht möglich sein.

Sonderfall: Videosysteme zur Unterstützung von 
Arbeitsabläufen

Auch wenn Videosysteme zur Unter-
stützung von Arbeitsabläufen einge-
setzt werden sollen, gelten grund-
sätzlich die zuvor beschriebenen 
datenschutzrechtlichen Anforde-
rungen, sofern Mitarbeiter erkenn-
bar bzw. identifizierbar werden. Auf 
die Zielrichtung des Kameraeinsat-
zes kommt es hier gerade nicht an, 
sondern alleine auf das Faktum des 
Erkennens einer Person und dem 
Verarbeiten personenbezogener 
Daten.

Da es aber dem Unternehmer mit-
unter gar nicht auf die Personen 
ankommt, sondern eben auf die Visu-
alisierung technischer Abläufe und 
Begebenheiten, sollte beim beabsich-
tigten Einsatz solcher Systeme darauf 
geachtet werden, dass sie von Anfang 
an technische Möglichkeiten vorhal-
ten, um agierenden Personen aus 
dem Bild zu nehmen oder unkennt-
lich zu machen.
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Abbildung 2: Übersicht Videoüberwachungsarten

Weiterer Umgang mit den Daten –  
Löschungsverpflichtung

Personenbezogene Daten, die mit 
einer Videoüberwachungsanlage 
gespeichert werden, sind nach den 
allgemeinen Grundsätzen (Art. 17 
DSGVO) wieder zu löschen. Eine 
Löschungspflicht besteht insbeson-
dere dann, wenn die Voraussetzun-
gen, die eine Speicherung ursprüng-
lich gerechtfertigt haben, entfallen 
sind oder schutzwürdige Interessen 
der Betroffenen einer weiteren Spei-
cherung entgegenstehen.

Von datenschutzrechtlichen Auf-
sichtsbehörden wird die Auffassung 
vertreten, dass Videoaufzeichnungen 
grundsätzlich nur 48 Stunden oder 
jedenfalls nur wenige Tage aufbe-
wahrt werden dürften.17 Dies korres-
pondiert auch mit Urteilen des BAG18 
welches einen 72-Stunden-Zeitraum 
präferierte, da – so das BAG – der 
Unternehmer oftmals das Bildmate-
rial nicht sofort auswerten kann. Im 
Einzelfall und unter Berücksichtigung 
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der datenschutzrechtlichen Grund-
sätze „Datenminimierung“ und „Spei-
cherbegrenzung“ kann bei einer offe-
nen Überwachung auch eine längere 
Aufbewahrungs- und Auswertezeit in 
Betracht kommen, z. B. wenn ein wie-

derkehrender Verstoß gegen straf-
rechtliche Bestimmungen nachge-
wiesen werden soll. Die Grenze bildet 
jedenfalls ein missbräuchliches in die 
Länge ziehen der Materialsichtung.

PraxistiPP 

Videoaufnahmen sollten – wenn möglich – binnen 72 Stunden gelöscht 
werden.

Verwertbarkeit der Videoaufzeichnungen

Mit der Arbeitnehmerüberwachung 
verfolgt der Arbeitgeber in der Regel 
keinen rein informatorischen Zweck, 
sondern er will präventiv Straftaten 
vermeiden oder sie zumindest auf-
decken. Letzteres führt häufig zur 
Abmahnung und im Wiederholungs-
fall zur verhaltensbedingten Kündi-
gung, wobei die Erkenntnisse aus den 
Videoaufzeichnungen den Kündi-
gungsgrund belegen sollen. Wurden 
die Überwachungsmaterialen rechts-
widrig erlangt, weil z. B. gegen daten-
schutzrechtliche Bestimmung ver-
stoßen wurde, unterliegen sie einem 
Beweisverwertungsverbot und eine 
darauf beruhende Kündigung wird 

für unwirksam erklärt. Zwar gilt der 
sog. Grundsatz der freien Beweis-
würdigung, der erst einmal besagt, 
dass nicht jede rechtswidrig erlangte 
Erkenntnis zwangsläufig in ihrer Ver-
wertung verboten ist. Allerdings ist 
mit einer rechtswidrigen Videoüber-
wachung zumeist auch ein intensi-
ver Eingriff in das Allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht verbunden, woraus 
dann regelmäßig das Beweisverwer-
tungsverbot abgeleitet wird. Deswe-
gen sollten bereits bei der Installa-
tion der Überwachungssysteme die 
gesetzlichen Vorgaben berücksichtigt 
werden.
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Rechtsfolgen

Sofern mithilfe der Videoüberwa-
chung das Fehlverhalten eines Arbeit-
nehmers ermittelt wurde, können die 
für die Überwachung aufgewendeten 
Kosten vom Arbeitnehmer zu erset-
zen sein. Anspruchsgrundlage ist § 
280 Abs. 1 S. 1 BGB bzw. § 823 BGB. 
Dieser Anspruch besteht allerdings 
nur, sofern die Videoüberwachung 
rechtmäßig erfolgte.

Erfolgte sie unrechtmäßig, kann der 
Arbeitnehmer zum einen seine Leis-
tungsverpflichtung verweigern und 
zudem Ansprüche auf Unterlassen 
und Beseitigung der Überwachung 
geltend machen, welche sich arbeits-
vertraglich aus §§ 611, 241 Abs. 2 
BGB und generell aus §§ 1004, 823 
BGB analog ergeben. Daneben kann 
er das Löschen unzulässiger Aufnah-
men verlangen. Obendrein bestehen 
ggf. Schadensersatz- oder Schmer-
zensgeldansprüche (§§ 823, 254 Abs. 
2 BGB). In einem Sachverhalt, der vor 
dem hessischen LAG beurteilt wurde, 
überwachte ein Arbeitgeber das Ver-
halten seiner Arbeitnehmerin über 
mehrere Monate hinweg mit einer 
an der Bürotür montierten Kamera, 
ohne ihre Zustimmung dafür erhal-
ten zu haben. Das Gericht sah es als 
erwiesen an, dass in das Allgemeine 

Persönlichkeitsrecht und das Recht 
auf informationelle Selbstbestim-
mung in rechtswidriger Weise einge-
griffen wurde und sprach der Mitar-
beiterin eine Entschädigung in Höhe 
von 7.000 Euro zu.19

Werden vertrauliche Gespräche mit 
aufgezeichnet, die Intimsphäre der 
Mitarbeiter tangiert oder gelangen 
personenbezogene Daten an unbe-
rechtigte Dritte, drohen auch straf-
rechtliche Konsequenzen. Solche 
strafrechtlichen Verstöße werden 
durchweg mit Freiheitsstrafe von bis 
zu 3 Jahren oder Geldstrafe geahndet 
(§§ 200, 201, 201 a, 240 StGB).

Schließlich sind alle Verstöße gegen 
die DSGVO und das BDSG bußgeld-
bewehrt. Wird z. B. gegen die Trans-
parenz- und Informationspflichten 
aus Art. 13 und 14 DSGVO verstoßen, 
können drakonische Bußgelder nach 
Art. 83 Abs. 5 DSGVO verhängt wer-
den. Dasselbe gilt, wenn materielle 
Pflichten verletzt werden, wie etwa, 
wenn ein überwachungsfrei zu blei-
bender Ort per Kamera kontrolliert 
wird (§ 43 BDSG); hier drohen Buß-
gelder bis zu 50.000 EUR.
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Exkurs: Drohneneinsatz

Die Videoüberwachung kann nicht 
nur durch ein fest installiertes Gerät 
erfolgen, sondern auch mithilfe einer 
Drohne. Eine Drohne ist ein unbe-
manntes Fluggerät, was gem. § 1 Abs. 
2 S. 3 LuftVG als Luftfahrzeug gilt. 
Das Gesetz unterscheidet zwischen 
unbemannten Luftfahrtsystemen, 
d. h. Drohnen die gewerblich betrie-
ben werden, und Flugmodellen, wel-
che privat, d. h. zu Sport- oder Frei-
zeitzwecken genutzt werden.

Beim Einsatz von solchen Geräten, 
die bei weitläufigen Betriebsgelän-
dern oder Baustellen eine große Hilfe 

darstellen können, sind zum einen 
die vorgenannten datenschutzrecht-
lichen Aspekte zu berücksichtigen. 
Werden personenbezogene Daten 
verarbeitet, muss eine Rechtferti-
gung nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit a), f) 
DSGVO, §§ 4, 26 BDSG möglich sein 
und ein entsprechender Hinweis auf 
deren Einsatz gewährt werden.

Daneben sind auch luftrechtliche Vor-
gaben zu beachten, die in aller Kürze 
dargestellt werden sollen.

Pflichten im Vorfeld der Inbetriebnahme

§ 19 Abs. 3 LuftVZO verlangt, dass ein 
unbemanntes Luftfahrtsystem, wel-
ches eine Startmasse von mehr als 
0,25 kg aufweist, gekennzeichnet sein 
muss. Die Kennzeichnung mit Name 
und kompletter Adresse des Halters 
muss als feuerfeste und dauerhafte 
Beschriftung (in der Regel durch eine 
Plakette) an dem Fluggerät deutlich 
sichtbar angebracht sein. Dies dient 
dem Zweck, den Halter oder Betrei-
ber im Schadensfalle für die zivil-
rechtliche oder strafrechtliche Inan-
spruchnahme schneller identifizieren 
zu können20.

Betreiber unbemannter Luftfahrt-
systeme mit einem Gewicht ab 2 
kg benötigen einen Nachweis über 
hinreichende Kenntnisse bzgl. der 
Anwendung und Navigation solcher 
Fluggeräte, der einschlägigen luft-
rechtlichen Grundlagen und der ört-
lichen Raumzuordnung, vgl. § 21a 
Abs. 4 S. 1 Nrn. 1-3 LuftVO. Ein sol-
cher Nachweis („Führerschein“) kann 
nach erfolgreichen Prüfung vom Luft-
fahrt-Bundesamt ausgestellt werden.

Während lange Zeit eine gewichts-
unabhängige Aufstiegserlaubnis für 
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Drohnen erforderlich war21, ist die-
ses Erfordernis bei unbemannten 
Luftfahrzeugen mit einem Gewicht 
von unter 5 kg nunmehr entfallen22. 
Bei Drohnen mit einer Gesamtmasse 
von über 5 kg ist die Aufstiegserlaub-

nis weiterhin erforderlich, welche die 
Landesluftfahrtbehörden erteilen. 
Einer gesonderten Erlaubnis bedarf 
auch, wer Drohnen in der Nacht 
benutzen will.

Regelungen der LuftVG, LuftVZO, LuftVO beim Be-
trieb der Drohne

Der Betrieb der Drohne außerhalb 
des Sichtfeldes des Betreibers ist ver-
boten, § 21 b Abs. 1 S. 1 Nr. 1 LuftVO. 
Laut der Definition des Gesetzes 
befindet sich die Drohne außer-
halb der Sichtweite, wenn das unbe-
mannte Fluggerät ohne besondere 
optische Hilfsmittel nicht mehr gese-
hen werden kann oder seine Fluglage 
nicht mehr eindeutig zu erkennen ist.

Besonderheiten ergeben sich bei Ver-
wendung eines audiovisuellen Aus-
gabegerätes. Wird die Drohne mit-
tels einer Videobrille betrieben, sind 
Flüge erlaubt, sofern sie bis zu einer 
Höhe von 30 Metern stattfinden und 
das Gerät nicht schwerer als 0,25 kg 
ist oder eine andere Person es stän-
dig in Sichtweite beobachtet und in 
der Lage ist, den Steuerer auf Gefah-
ren aufmerksam zu machen. Letz-
teres gilt als Betrieb innerhalb der 
Sichtweite des Steuerers.

Eine Drohne ist jedenfalls außerhalb 
der Sichtweite, wenn beim Umflie-
gen von großen Gebäuden, Krans etc. 
kein Sichtkontakt mehr zum Flugsys-

tem besteht23.

Für die Verwendung von Drohnen im 
Umfeld von Baustellen ist zudem dar-
auf hinzuweisen, dass sie einen seit-
lichen Abstand von 100 m zu sen-
siblen Bereichen einhalten müssen. 
Darunter fallen: Einsatzorte von Poli-
zei bzw. sonstigen Rettungskräf-
ten, Krankenhäuser, Menschenan-
sammlungen, JVA, Industrieanlagen, 
oberste Bundes- oder Landesbehör-
den, Naturschutzgebiete, bestimmte 
Verkehrswege, Kontrollzonen von 
Flugplätzen (§ 21 b Abs. 1 S. 1 Nrn. 
2-6 LuftVO). Ebenso ist der Flug über 
Wohnungsgrundstücke verboten, 
die ggf. an die Baufläche angrenzen, 
sofern die Drohne über 0,25 kg wiegt 
bzw. das Gerät in der Lage ist, opti-
sche oder akustische Aufzeichnun-
gen zu machen, und der Eigentümer 
des Grundstückes keine Einwilligung 
erteilt hat, § 21 b Abs. 1 S. 1 Nr. 7 
LuftVO. Bezogen auf die Einhaltung 
des Sicherheitsabstandes kann eine 
Ausnahmegenehmigung beantragt 
werden, sofern keine Gefahr für die 
Sicherheit des Luftverkehrs und der 
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öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
besteht24.

In dem Bereich von über 100 Metern 
über dem Boden ist der Betrieb von 
unbemannten Flugfahrtsystemen 
generell verboten, ebenso wie die 
Verwendung einer Drohne mit einem 
Gewicht von über 25 kg.

Im Übrigen ist darauf zu achten, dass 
gem. § 21 f LuftVO eine Ausweich-
pflicht angeordnet ist. Bemannten 
Luftfahrzeugen und unbemannten 
Freiballons ist stets auszuweichen.

Haftung

Der Halter des Luftfahrzeuges haftet 
für Personen- und Sachschäden, die 
durch einen Unfall beim Betrieb des 
Luftfahrzeugs verursacht werden. 
Diese Gefährdungshaftung gilt auch 
dann, wenn der Halter selbst nicht am 

Unfall schuld ist. Um die Schadensre-
gulierung zu gewährleisten, schreibt 
§ 43 Abs. 2 LuftVG vor, dass der Hal-
ter zur Deckung seiner Haftung, wie 
auch beim Kfz, eine Haftpflichtversi-
cherung besitzen muss.

Fazit

Es empfiehlt sich, mit der Installa-
tion von Videoanlagen im Unterneh-
men grundsätzlich offen umzugehen. 
Informieren Sie Ihre Mitarbeiter über 
den beabsichtigten Zweck, klären Sie 
so weit als möglich auf und holen Sie 
Einwilligungen ein oder setzen eine 
Betriebsvereinbarung in Kraft. Ach-
ten Sie darauf, dass Sie auf die Video-
überwachung hinweisen, sodass 
jeder (auch jeder Außenstehende) 
selbstständig entscheiden kann, ob 
er sich in den überwachten Bereich 
begeben will. Die heimliche Überwa-
chung ist nur in Ausnahmefällen bei 

begründetem Verdacht erlaubt!

Im Interesse Ihrer Mitarbeiter müs-
sen die Aufnahmen binnen 72 Stun-
den spätestens gelöscht werden, 
sofern Sie die Aufzeichnungen nicht 
zu Beweiszwecken benötigen.
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Weitere Informationen
Das Mittelstand 4.0-Kompetenzzentrum Chemnitz gehört zu Mittelstand-Digital. Mit Mittelstand- 
Digital unterstützt das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie die Digitalisierung in 
kleinen und mittleren Unternehmen und dem Handwerk.

Was ist Mittelstand-Digital?
Mittelstand-Digital informiert kleine und mittlere Unternehmen über die Chancen und Heraus-
forderungen der Digitalisierung. Die geförderten Kompetenzzentren helfen mit Expertenwissen, 
Demonstrationszentren, Best-Practice-Beispielen sowie Netzwerken, die dem Erfahrungs-
austausch dienen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) ermöglicht die 
kostenfreie Nutzung aller Angebote von Mittelstand-Digital.
Der DLR Projektträger begleitet im Auftrag des BMWi die Kompetenzzentren fachlich und sorgt 
für eine bedarfs- und mittelstandsgerechte Umsetzung der Angebote. Das Wissenschaftliche 
Institut für Infrastruktur und Kommunikationsdienste (WIK) unterstützt mit wissenschaftlicher 
Begleitung, Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit.
Weitere Informationen finden Sie unter www.mittelstand-digital.de

Autoren
Prof. Dr. Dagmar Gesmann-Nuissl ist die Leiterin der Professur für Privatrecht und Recht des 
geistigen Eigentums der Technischen Universität Chemnitz mit einem Forschungsschwerpunkt 
im Innovations- und Technikrecht. Als Konsortialpartnerin des Mittelstand 4.0-Kompetenz-
zentrums Chemnitz leitet sie außerdem die „Arbeitsgemeinschaft Recht 4.0“ aller Mittelstand 
4.0-Kompetenzzentren in Deutschland.
dagmar.gesmann-nuissl@betrieb-machen.de

Stefanie Meyer ist wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Professur für Privatrecht und Recht 
des geistigen Eigentums von Prof. Dr. Dagmar Gesmann-Nuissl an der Technischen Universität 
Chemnitz.
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